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§ 4 Anträge und 
Antragsberatungskommission

1.  Jedes Organ der GEW BERLIN und jedes 
Mitglied der LDV ist antragsberechƟ gt.

2.  Der LV setzt die Antragsfrist fest (in der 
Regel 4 Wochen) und veröff entlicht sie mit 
Bekanntgabe der LDV-Termine gemäß § 2.1. 
der GeschäŌ sordnung.

3.  Später eingebrachte Anträge können als 
Dringlichkeitsanträge behandelt werden, 
wenn sie von mindestens 40 Delegierten 
unterstützt worden sind und wenn die 
Mehrheit der LDV die Dringlichkeit als 
gegeben ansieht.

4.  Wird ein Antrag zurückgezogen, kann er von 
anderen Antragsberechtigten übernom-
men werden und ist zu behandeln, wenn 
die Mehrheit der LDV dem zusƟ mmt.

5.  Der LV beruŌ  zu Beginn einer Wahlperiode 
eine Antragsberatungskommission, die 
aus mindestens 3 Delegierten besteht. 
Diese sind von der LDV zu bestäƟ gen. Die 
Antragsberatungskommission hat folgende 
Aufgaben:
a)  Empfehlung zur Annahme von Dring-

lichkeitsanträgen,
b)  Vorschläge für die Zuordnung der 

Anträge zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten,

c)  Zusammenfassung bzw. Zusammenfü-
gung von Anträgen zu einem Thema zu 
einem Antrag unter Einbeziehung der 
Antragsteller*innen.

I. Die Landesdelegiertenversammlung

§ 1 Teilnahme

Die Mitglieder der LDV gemäß § 22 der Sat-
zung sind zur Teilnahme an den Sitzungen 
verpfl ichtet.

§ 2 Einberufung und Einladung

1. Der Landesvorstand (LV) beruŌ  die ordent-
liche bzw. außerordentliche LDV ein; der 
Termin für die ordentliche LDV ist spätes-
tens 3 Monate vorher bekannt zu geben.

2. Die Einladung zur ordentlichen LDV ergeht 
mit Bekanntgabe der Tagesordnung spä-
testens 2 Wochen vorher schriŌ lich (ohne 
BerücksichƟ gung der Schulferien).

§ 3 Tagesordnung

1.  Die LDV beschließt über die vom Landes-
vorstand vorgeschlagene Tagesordnung 
einschließlich einer vorgeschlagenen Zeit-
planung.

2.  Anträge zur Tagesordnung müssen dem 
Landesvorstand spätestens sechs Wochen 
vor der LDV schriŌ lich eingereicht werden.

3.  Später gestellte Anträge zur Tagesordnung 
bedürfen zur Aufnahme in die Tagesord-
nung der ZusƟ mmung der LDV, sie bedürfen 
zu ihrer Behandlung der Unterstützung von 
mindestens 40 SƟ mmen.

4.  Die LDV kann die Tagesordnung kürzen oder 
die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
ändern.

GewerkschaŌ  Erziehung und WissenschaŌ 
Landesverband Berlin
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erteilt.
10.  Der Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 

kann jederzeit bis zur AbsƟ mmung gestellt 
werden. Eine Gegenrede ist zuzulassen. 
Wird der Antrag abgelehnt, darf er während 
des gleichen Tagesordnungspunktes nur 
einmal wiederholt werden.

11.  Der Antrag auf Schluss der DebaƩ e kann 
jederzeit während der Aussprache gestellt 
werden. Eine Gegenrede ist zuzulassen. 
TriƩ  Schluss der DebaƩ e ein, erhält die 
Person, die als BerichterstaƩ er*in  benannt 
wurde, auf Verlangen das Wort.

12.  Anträge auf Abschluss der Redeliste sind 
unzulässig.

§ 7 Beschlussfassung

1.  In der LDV sind nur die unter § 22.1. der 
Satzung der GEW BERLIN bezeichneten 
Mitglieder sƟ mmberechƟ gt.

2.  Die LDV ist beschlussfähig, wenn die Mehr-
zahl ihrer sƟ mmberechƟ gten Mitglieder 
anwesend ist. Nicht besetzte Mandate 
bleiben dabei unberücksichƟ gt.

3.  Soweit die Satzung nichts anderes be-
sƟ mmt, fasst die LDV ihre Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit. Die einfache Mehrheit 
liegt vor, wenn mehr Ja- als NeinsƟ mmen 
abgegeben worden sind.

4.  In der LDV wird im Allgemeinen durch 
Handzeichen abgesƟ mmt. Wird dagegen 
Einspruch erhoben, muss geheim abge-
sƟ mmt werden.

5.  Bei der AbsƟ mmung über einzelne Anträge 
wird zuerst über den Antrag / die Anträge 
in der Fassung der Antragsberatungskom-
mission bzw. dazu vorliegende Abände-
rungsanträge abgesƟ mmt. Wird der An-
trag der Antragsberatungskommission 
abgelehnt, steht der ursprüngliche Antrag 
bzw. stehen die ursprünglichen Anträge zur 
AbsƟ mmung; hierbei wird über den jeweils 
weitergehenden zuerst abgesƟ mmt.

6.  Abänderungsanträge müssen der Antrags-
beratungskommission bzw. dem Präsidium 
vor EintriƩ  in die Beschlussfassung schriŌ -
lich eingereicht werden. Sie werden vor 

§ 5 Leitung

Die LDV wird von einem Präsidium geleitet, das 
aus mindestens drei Delegierten besteht. Das 
Präsidium wird zu Beginn einer Wahlperiode 
von der LDV gewählt.

§ 6 Aussprache

1.  Die Versammlungsleitung führt für die 
Redeliste nach Geschlechtern (weiblich, 
männlich, *) getrennte Listen. Sie erteilt 
abwechselnd je Liste das Wort in der Rei-
henfolge der Wortmeldungen auf diesen 
Listen; Erstmeldungen werden jedoch auf 
diesen Listen bevorzugt. Wortmeldungen 
müssen schriŌ lich erfolgen.

2.  Das Recht, in der LDV zu sprechen, haben 
alle Mitglieder der LDV.

3.  Die unter § 34.2. bezeichneten Teilneh-
mer*innen haben dieses Recht nur zur 
Begrüßung oder wenn sie  als Referent*in 
teilnehmen.

4.  Abweichungen von den BesƟ mmungen des 
Absatzes 3 bedürfen der ZusƟ mmung der 
LDV.

5.  BerichterstaƩ er*innen erhalten während 
der Aussprache das Wort auf Verlangen 
außerhalb der Reihenfolge der Wortmel-
dungen. Zu einem Tagesordnungspunkt 
gibt es in der Regel nur eine Person als 
BerichterstaƩ er*in. Im Zweifel entscheidet 
das Präsidium.

6.  Personen, die als Referent*in teilnehmen,  
erhalten nach Beendigung der Aussprache 
das Schlusswort.

7.  Persönliche Erklärungen sind nach Beendi-
gung des jeweiligen Tagesordnungspunktes 
zulässig. Sie sind zu Protokoll zu nehmen, 
wenn sie bis zur Beendigung der LDV 
schriŌ lich eingereicht werden.

8.  Will sich ein Mitglied der Versammlungs-
leitung an der Aussprache beteiligen, muss 
es die Leitung abgeben und darf sie erst 
nach Abschluss des Tagesordnungspunktes 
wieder übernehmen.

9.  Während der Aussprache wird das Wort 
zur GeschäŌ sordnung jederzeit und außer-
halb der Reihenfolge der Wortmeldungen 
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II. Der Landesvorstand (LV)

§ 11 Teilnahme

1.  Die Mitglieder des LV gemäß § 28 der 
Satzung sind zur Teilnahme an seinen Sit-
zungen verpfl ichtet.

2.  Zu bestimmten Tagesordnungspunkten 
der LV-Sitzungen können Sachverständige 
eingeladen werden.

§ 12 Einberufung und Einladung

1.  Die Sitzungen des LV werden vom GLV 
einberufen.

2.  Die ordentlichen Sitzungen des LV fi nden 
in der Regel einmal im Monat staƩ .

3.  Darüber hinaus triƩ  der LV unter Beachtung 
des § 30 der Satzung zu außerordentlichen 
Sitzungen zusammen.

4.  Die Einladungen zu den ordentlichen 
LV-Sitzungen ergehen in der Regel auf elek-
tronischem Wege unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung mindestens 5 Kalendertage 
vorher.

§ 13 Tagesordnung

1.  Die Tagesordnungen der LV-Sitzungen wer-
den vom GLV aufgestellt.

2.  Die Mitglieder des LV können Anträge zur 
Tagesordnung stellen, die jedoch spätes-
tens 1 Woche vor der Sitzung dem GLV 
schriŌ lich zugeleitet werden müssen.

3.  Später gestellte Anträge bedürfen zur 
Aufnahme in die Tagesordnung der ZusƟ m-
mung des LV.

4.  Der LV kann die Tagesordnung erweitern, 
kürzen oder die Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte ändern.

§ 14 Leitung

Die Sitzungen des LV werden von den Vorsit-
zenden der GEW BERLIN geleitet.

§ 15 Beratung

Die Beratungsgegenstände werden in der Rei-
henfolge der Tagesordnung behandelt.

den zu Grunde liegenden Anträgen zur 
AbsƟ mmung gestellt.

7.  In Zweifelsfällen entscheidet  die Versamm-
lungsleitung über die Reihenfolge der 
AbsƟ mmungen.

8.  Ist die AbsƟ mmung eröff net, sind Anträge 
zur GeschäŌ sordnung nicht mehr zulässig.

§ 8 Wahlen

Bei den in der LDV vorzunehmenden Wahlen 
wird nach den BesƟ mmungen der „Wahlord-
nung für die Wahlen in der LDV“ der GEW 
BERLIN verfahren.

§ 9 OrdnungsbesƟ mmungen

1.  Die Versammlungsleitung kann Redner*in-
nen, die vom Verhandlungsgegenstand 
abweichen, „zur Sache“ rufen.

2.  Verletzen Mitglieder der LDV oder andere 
teilnehmende Personen die Ordnung, so 
werden sie von der Versammlungsleitung 
„zur Ordnung“ gerufen.

3.  Wurde eine Person in derselben Rede drei-
mal „zur Sache“ oder „zur Ordnung“ geru-
fen, entzieht ihr die Versammlungsleitung 
das Wort. Wurde einer Person das Wort 
entzogen, so darf sie es zu dem gleichen 
Tagesordnungspunkt nicht mehr erhalten.

4.  Verletzen Mitglieder der LDV oder andere 
teilnehmende Personen in grober Weise 
die Ordnung, insbesondere dadurch, 
dass sie den Anordnungen der Versamm-
lungsleitung nicht Folge leisten, kann die 
Versammlungsleitung sie von den weiteren 
Verhandlungen ausschließen oder u.U. 
auch aus dem Verhandlungsraum weisen.

5.  Die Versammlungsleitung kann die LDV un-
terbrechen oder schließen, wenn störende 
Unruhe entsteht.

§ 10 Protokoll

1.  Von der Verhandlung wird ein Protokoll auf-
genommen. Beschlüsse sind darin wörtlich 
aufzuführen.

2.  Dieses Protokoll bedarf zu seiner GülƟ gkeit 
der ZusƟ mmung des Landesvorstandes.
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GLV muss eine außerordentliche Sitzung 
des GLV einberufen werden.

§ 23 Tagesordnung

1.  Die Tagesordnungen der GLV-Sitzungen 
werden von den Vorsitzenden aufgestellt.

2.  Die Mitglieder des GLV können Anträge 
zur Tagesordnung stellen, die jedoch spä-
testens 2 Tage vorher den Vorsitzenden 
zugeleitet werden müssen.

3.  Für Änderungen der Tagesordnung gelten 
die BesƟ mmungen des § 13.4. entspre-
chend.

§ 24 Leitung

Die Sitzungen des GLV werden von den Vorsit-
zenden der GEW BERLIN geleitet.

§ 25 Aussprache

Für die Aussprache gelten die BesƟ mmungen 
des § 6 entsprechend.

§ 26 Beschlussfassung

1.  Die Mitglieder des GLV gemäß § 33.1.a. - b. 
der Satzung der GEW BERLIN sind sƟ mm-
berechƟ gt.

2.  Im Übrigen gelten für die Beschlussfassung 
die BesƟ mmungen des § 7.2. bis 7.8. sinn-
gemäß.

§ 27 Protokoll

Für das Protokoll gelten die BesƟ mmungen des 
§ 10 entsprechend.

§ 28 Anwesenheitsliste

In den GLV-Sitzungen wird eine Anwesenheits-
liste geführt.

IV. Bezirksleitungen und Leitende Fach- 
und Personengruppenausschüsse

§ 29

Für die Bezirks- und Abteilungsleitungen sowie 
die Leitenden Fach- und Personengruppen-
ausschüsse finden die Bestimmungen des 
AbschniƩ s III mit Ausnahme des § 22.1. sinn-

§ 16 Aussprache

Sofern vom Landesvorstand keine davon abwei-
chende Regelung beschlossen wurde, gelten 
für die Aussprache die BesƟ mmungen des § 6 
entsprechend.

§ 17 Beschlussfassung

1.  Die Mitglieder des LV gemäß § 28.1. der 
Satzung der GEW BERLIN sind in den Sit-
zungen des LV sƟ mmberechƟ gt.

2.  Im Übrigen gelten für die Beschlussfassung 
des LV die BesƟ mmungen des § 7.2. bis 7.8. 
sinngemäß.

§ 18 OrdnungsbesƟ mmungen

Die OrdnungsbesƟ mmungen des § 9 gelten für 
die Sitzungen des LV sinngemäß.

§ 19 Protokoll

Für das Protokoll gelten die BesƟ mmungen des 
§ 10 entsprechend.

§ 20 Anwesenheitsliste

In den Sitzungen des LV wird eine Anwesen-
heitsliste geführt.
  

III. Der GeschäŌ sführende 
Landesvorstand (GLV)

§ 21 Teilnahme

1.  Der GLV setzt sich aus den in § 33 der Sat-
zung besƟ mmten Mitgliedern zusammen.

2.  Die Mitglieder des GLV sind verpfl ichtet, an 
den Sitzungen teilzunehmen.

3.  Zu bestimmten Tagesordnungspunkten 
können Sachverständige eingeladen wer-
den.

§ 22 Einberufung und Einladung

1.  Die ordentlichen Sitzungen des GLV fi nden 
in der Regel einmal in der Woche staƩ .

2.  Zu dieser Sitzung bedarf es keiner beson-
deren Einladung.

3.  Die Vorsitzenden berufen den GLV zu seinen 
außerordentlichen Sitzungen ein.

4.  Auf Antrag eines DriƩ els der Mitglieder des 
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gemäße Anwendung.

V. Vorstandsbereiche und besondere 
Arbeitsgremien

§ 30 Einberufung

1.  Die Vorstandsbereiche und die beson-
deren Arbeitsgremien werden von ihren 
Leitungen, in besonderen Fällen vom GLV, 
unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
einberufen.

2.  Im Übrigen gelten die BesƟ mmungen des 
AbschniƩ s III sinngemäß.

§ 31 Hinterlegung des Protokolls

1.  Das Protokoll wird nach seiner Genehmi-
gung in der GeschäŌ sstelle hinterlegt.

2.  Das Gleiche gilt für die Anwesenheitsliste.

VI. Allgemeines

§ 32 Vertretung der Vorsitzenden

In allen durch diese GeschäŌ sordnung geregel-
ten Aufgaben können sich die Vorsitzenden der 
GEW BERLIN gegenseiƟ g gemäß GeschäŌ sver-
teilungsplan des GeschäŌ sführenden Landes-
vorstandes vertreten.

§ 33 Andere Sitzungen und Versammlungen

Für alle anderen Sitzungen und Versammlungen 
(z.B. Mitgliederversammlungen, Vertrauensleu-
teversammlungen) gelten die BesƟ mmungen 
dieser GeschäŌ sordnung sinngemäß.

VII. Verbandsöff entlichkeit

§ 34

 1.  Die Sitzungen und Versammlungen aller Or-
gane und Gremien sind verbandsöff entlich.

2.  Über die Teilnahme von Nichtmitgliedern 
als Zuhörer*in entscheidet das jeweilige 
Organ, soweit es sich nicht um geladene 
Gäste oder um eine  Person handelt, die 
als Referent*in  geladen wurde.
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Gewerkscha   Erziehung und Wissenscha  
Landesverband Berlin 

Ordnung für die Durchführung von Direktwahlen 
in der GEW BERLIN
Stand: 02.12.2016
mit redakƟ onellen Änderungen entsprechend LDV-Beschluss vom 01.12.2016
in der Fassung vom 27.03.2017

1. Diese Ordnung gilt für alle Wahlen in den 
Bezirken, Abteilungen sowie Fach- und Per-
sonengruppen des GEW Landesverbandes 
Berlin, bei denen alle jeweils wahlberech-
Ɵ gten Mitglieder ihr Wahlrecht ausüben 
können und bei denen alle gemäß der 
Satzung der GEW BERLIN zu vergebenden 
Mandate und FunkƟ onen in den Bezirken, 
Abteilungen sowie Fach-und Personengrup-
pen vergeben werden.

2.  Die Wahlen nach dieser Wahlordnung 
werden in jedem driƩ en Jahr durchgeführt, 
sofern die Satzung keine anderen Zeiträu-
me vorsieht. Die Wahlen sind so rechtzeiƟ g 
einzuleiten, dass die Ergebnisse spätestens 
MiƩ e März des jeweiligen Wahljahres fest-
stehen.

 Bei dieser terminlichen Festlegung sind die 
Zeiträume für eventuelle Wahlanfechtun-
gen nicht berücksichƟ gt.

3.  In den Bezirken, Abteilungen sowie Fach- 
und Personengruppen werden Wahlaus-
schüsse gebildet, die aus mindestens drei 
wahlberechƟ gten Mitgliedern der jeweili-
gen Gliederung bestehen müssen.

4.  Die Mitglieder der Wahlausschüsse wer-
den von der jeweiligen Mitgliederver-
sammlung bzw. von der Versammlung der 
Mandatsträger*innen spätestens einen 
Monat vor der Einleitung der Wahlen in 
der jeweiligen Gliederung für die nächst-
folgende Wahlperiode gewählt. Vor der 
Wahl der Mitglieder der Wahlausschüsse 

besƟ mmen die Mitgliederversammlungen 
jeweils die Anzahl der Mitglieder des Wahl-
ausschusses. Hat eine solche Versammlung 
nicht rechtzeiƟ g zur Wahrung der in Ziff er 
2 genannten Frist staƩ gefunden, so kann 
der Termin der Wahl auch durch die am-
Ɵ erende Bezirks-, Abteilungs- oder Fach- 
bzw. Personengruppenleitung festgelegt 
werden und der Wahlausschuss zu Beginn 
der Wahlversammlung gewählt werden.

5.  Die Wahlausschüsse leiten die Wahl in ih-
rer jeweiligen Gliederung. Sie wählen aus 
ihrer MiƩ e eine Person als  Vorsitzende*n. 
Zur Durchführung der Wahlen können sie 
Wahlhelfer*innen heranziehen.

6.  Mitglieder der Wahlausschüsse und 
Wahlhelfer*innen dürfen nicht für die in 
der jeweiligen Gliederung zu vergebenden 
Mandate und FunkƟ onen kandidieren.

7.  Für die Wahlen sind vom GeschäŌ sfüh-
renden Landesvorstand Verzeichnisse der 
wahlberechƟ gten Mitglieder anzulegen.

8.  Das akƟ ve Wahlrecht bei den nach dieser 
Wahlordnung durchzuführenden Wahlen 
in den Bezirken, Abteilungen, Fach- und 
Personengruppen haben alle ordentlichen 
Mitglieder der GEW in dem betreff enden 
Bezirk, der betreff enden Abteilung oder der 
betreff enden Fach- bzw. Personengruppe, 
deren Aufnahme in die GEW am Tage vor 
der Wahlversammlung vollzogen ist. Zeiten 
der MitgliedschaŌ  in anderen Landesver-
bänden der GEW und in anderen Gewerk-
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schaŌ en des DGB, die der MitgliedschaŌ  in 
der GEW unmiƩ elbar vorausgehen, werden 
angerechnet (vgl. § 9 Ziff . 1 der Satzung der 
GEW BERLIN).

9.  Das passive Wahlrecht haben alle wahl-
berechƟ gten Mitglieder in dem jeweiligen 
Bezirk, der jeweiligen Abteilung oder 
Fach- bzw. Personengruppe, die am Tage 
der Wahlversammlung der GEW minde-
stens sechs Monate angehören. Zeiten der 
MitgliedschaŌ  in anderen GewerkschaŌ en 
des DGB, die der MitgliedschaŌ  in der GEW 
unmiƩ elbar vorausgehen, werden ange-
rechnet.

10.  Die Wahlen in den Bezirken, Abteilun-
gen sowie Fach- und Personengruppen 
werden durch ein Wahlausschreiben für 
die Bezirke, Abteilungen und Fach- bzw. 
Personengruppen eingeleitet. Diese Wahl-
ausschreiben werden spätestens sechs 
Wochen vor den Wahlversammlungen in 
den jeweiligen Bezirken, Abteilungen und 
Fach- bzw. Personengruppen in der Regel 
in der MitgliederzeitschriŌ  der GEW BERLIN 
veröff entlicht.

11.  In den Wahlausschreiben müssen bekannt 
gegeben werden:
a.  die zu vergebenden Mandate und Funk-

Ɵ onen in den Bezirken, Abteilungen 
und Fach- bzw. Personengruppen,

b. die Möglichkeit, dass anstelle der 
einzelnen Mandate ein Leitungsteam 
gewählt werden kann,

c.  die Frist und die Form der Benennung 
der Mitglieder, die kandidieren (alle 
Wahlberechtigten in den einzelnen 
Bezirken, Abteilungen oder Fach- bzw. 
Personengruppen können innerhalb 
von drei Wochen nach Veröff entlichung 
des Wahlausschreibens dem Wahlaus-
schuss, ersatzweise der GeschäŌ sfüh-
rung, Mitglieder schriŌ lich benennen. 
Dabei ist das schriŌ liche Einverständnis 
der vorgeschlagenen Mitglieder vorzu-
legen.). 

d.  Ort und Zeitraum der Auslage der 

Verzeichnisse der wahlberechtigten 
Mitglieder für die einzelnen Bezirke, 
Abteilungen und Fach- bzw. Personen-
gruppen mit Hinweis darauf, dass alle 
Wahlberechtigten innerhalb dieses 
Zeitraums die Möglichkeit zur Einsicht-
nahme in das Verzeichnis haben. Die 
Frist bis zu der Einsprüche gegen dieses 
Verzeichnis schriŌ lich in der GeschäŌ s-
stelle eingelegt werden müssen, ist im 
Wahlausschreiben zu benennen.

12.  In dem Wahlausschreiben muss auch 
darauf hingewiesen werden, dass alle auf 
den Wahlversammlungen anwesenden 
wahlberechƟ gten Mitglieder des jeweiligen 
Bezirks, der jeweiligen Abteilung bzw. Fach-
gruppe weitere Mitglieder für eine Kandi-
datur benennen können. Diese weiteren 
Kandidaturen sind erst dann in die Liste der 
kandidierenden Mitglieder aufzunehmen, 
wenn 10 % der anwesenden wahlberech-
Ɵ gten Mitglieder der Aufnahme zusƟ mmen 
und wenn das schriŌ liche Einverständnis 
der Vorgeschlagenen vorliegt.

13.  Alle wahlberechƟ gten Mitglieder werden 
spätes tens zwei Wochen vor dem Termin 
der Wahlversammlung schriŌ lich, in der 
Regel durch Veröff entlichung in der Mit-
gliederzeitschriŌ , eingeladen. In dieser Ein-
ladung müssen die form- und fristgerecht 
vorgeschlagenen Kandidaturen mitgeteilt 
werden.

14.  Auf den Wahlversammlungen stellen sich 
die Kandidierenden vor; über alle kann eine 
PersonaldebaƩ e geführt werden.

15.  Die Wahlen zu allen nach dieser Wahl-
ordnung zu vergebenden Mandaten und 
FunkƟ onen erfolgen grundsätzlich geheim 
(Abgabe von SƟ mmzeƩ eln in Wahlurnen). 
Off ene AbsƟ mmungen sind nur dann zuläs-
sig, wenn es sich um eine Einzelwahl han-
delt und wenn nur ein Mitglied für dieses 
Mandat zur Verfügung steht oder wenn bei 
Gruppenwahlen die Zahl der kandidieren-
den Mitglieder die Zahl der zu vergebenden 
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Mandate bzw. FunkƟ onen nicht übersteigt. 
Voraussetzung für die Durchführung einer 
off enen AbsƟ mmung ist, dass von keinem 
anwesenden wahlberechtigten Mitglied 
Einspruch dagegen erhoben wird.

16.  Die wahlberechtigten Mitglieder haben 
sich vor ihrer SƟ mmenabgabe gegenüber 
dem Wahlausschuss auszuweisen. Der 
Wahlausschuss kennzeichnet die Abgabe 
der SƟ mmzeƩ el im Ver zeichnis der wahl-
berechƟ gten Mitglieder.

17.  Über die GülƟ gkeit der SƟ mmzeƩ el ent-
scheidet der Wahlausschuss mit Mehrheit.

18. Auf der Wahlversammlung entscheiden die 
anwesenden wahlberechƟ gten Mitglieder
a. über die Wahl und die Größe eines 

Leitungsteams gemäß § 15 Ziff . 2 b), 
§ 43 Ziff . 2 oder § 47 Ziff . 2.c) der Sat-
zung der GEW BERLIN. Die Wahl des 
Leitungsteams erfolgt als Gruppenwahl 
gemäß Ziff . 23 dieser Wahlordnung, die 
Regelungen der Ziff . 19 – 22 fi nden in 
diesem Fall keine Anwendung,

oder
b. über die Anzahl der übrigen Mitglieder 

der Bezirksleitung bzw. des Abteilungs-
vorstandes gemäß § 15 Ziff . 2 a) der 
Satzung der GEW BERLIN bzw. über 
die Anzahl der übrigen Mitglieder der 
Leitenden Ausschüsse der Fach- und 
Personengruppen (höchstens 10).

19.  Die nach dieser Wahlordnung zu ver-
gebenden Mandate werden jeweils in 
besonderen Wahlgängen gewählt; d.h., 
diese Wahlen erfolgen auf gesonderten 
SƟ mmzeƩ eln:
a)  Wahlen im Bezirk bzw. der Abteilung:

1. Vorsitzende*r
2.  2. Vorsitzende*r
3.  3. Vorsitzende*r
4.  Schatzmeister*in
5.  Beisitzer*innen
6.  Delegierte zur Landesdelegierten-

ver sammlung
7.  Kassenprüfer*innen

b)  Wahlen in der Fach- bzw. Personen-
gruppe:
1.  Vorsitzende*r
2.  Stellvertretende*r Vorsitzende*r
3.  Beisitzer*innen
4.  Delegierte zur Landesdelegierten-

ver sammlung
 Ziffer 4. entfällt bei Wahlen in den 

Personengruppen.

20.  Die Wahlen zu folgenden Mandaten wer-
den jeweils als Einzelwahl durchgeführt:
a)  Wahlen im Bezirk bzw. der Abteilung:

1.  Vorsitzende*r
2.  2. Vorsitzende*r
3.  3. Vorsitzende*r
4.  Schatzmeister*in

b)  Wahlen in der Fach- bzw. Personen-
gruppe:
1.  Vorsitzende*r
2.  Stellvertretende*r Vorsitzende*r
3.  Schatzmeister*in
4.  Delegierte*r der Fachgruppe in der 

Landesdelegiertenversammlung
 Ziffer 4. entfällt bei Wahlen in den 

Personengruppen.

21.  Bei Einzelwahlen ist gewählt, wer die mei-
sten SƟ mmen auf sich vereinen kann. Bei 
SƟ mmengleichheit ist eine neue Wahlhand-
lung durchzuführen.

22.  Wenn bei einer Einzelwahl nur ein Mitglied 
zur Wahl steht, wird mit Ja oder Nein abge-
sƟ mmt. SƟ mmenthaltung ist möglich. Das 
Mitglied ist dann gewählt, wenn es mehr 
Ja- als Nein-SƟ mmen erhält. Falls keine po-
siƟ ve Wahlentscheidung zustande kommt, 
ist eine neue Wahlhandlung durchzuführen.

23. Die Wahlen zu folgenden Mandaten wer-
den als Gruppenwahl jeweils auf einem 
gemeinsamen SƟ mmzeƩ el durchgeführt:
a. Die Wahlen für ein Leitungsteam ge-

mäß §15 Ziff . 2 b), §43 Ziff . 2 oder §47 
Ziff . 2.c) der Satzung der GEW BERLIN.

b. Die Wahl der Delegierten des Bezirks 
bzw. der Abteilung für die Landes-
delegiertenversammlung. Dabei kann 
auf Beschluss der Wahlversammlung 
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die Wahl der Delegierten und ihrer 
Nachrücker*innen auf getrennten 
SƟ mmzeƩ eln vorgenommen werden.

 Bei der Listenaufstellung sollen die 
verschiedenen Berufsgruppen berück-
sichƟ gt werden.

c. Die Wahl der Kassenprüfer*innen des 
Bezirks- bzw. der Abteilung.

d. Hat die Wahlmitgliederversammlung 
entsprechend Ziff . 18.a. dieser Wahl-
ordnung beschlossen, kein Leitungs-
team zu wählen, werden
1. in den Bezirken und Abteilungen 

die übrigen Mitglieder der Bezirks- 
bzw. Abteilungsleitung

2. In den Fach- bzw. Personengruppen 
die übrigen Mitglieder der Fach- 
oder Personengruppenleitung.

 in Gruppenwahl gewählt.

24.  Die Wahlen zu folgenden Mandaten wer-
den als Gruppenwahl durchgeführt:
a)  Wahlen im Bezirk bzw. der Abteilung:

1.  Die übrigen Mitglieder der Bezirks-
lei tung bzw. des Abteilungsvorstan-
des

2.  Delegierte des Bezirks bzw. der Ab-
teilung in der Landesdelegiertenver-
sammlung

3.  Kassenprüfer*innen
b)  In den Fach- und Personengruppen:
 Die übrigen Mitglieder der Fach- bzw. 

Personengruppenleitung.
 Diese Wahlen erfolgen jeweils auf einem 

gemeinsamen SƟ mmzeƩ el.

25.  Bei Gruppenwahlen darf jeder SƟ mmzeƩ el 
höch stens so viele angekreuzte kandidie-
rende Mitglieder aufweisen, wie in der 
jeweiligen Gruppenwahl zu wählen sind. 
Sind mehr kandidierende Mitglieder ange-
kreuzt, so ist der betreff ende SƟ mmzeƩ el 
ungülƟ g. Ist kein Name angekreuzt, so wird 
der betreff ende SƟ mmzeƩ el als SƟ mment-
haltung gewertet.

26.  Bei einer Wahl mehrerer Personen in einem 
Wahlgang (Gruppenwahl) sind die kandidie-
renden Mitglieder gewählt, die die meisten 

SƟ mmen erhalten haben.

27.  Enƞ allen bei einer Gruppenwahl auf zwei 
oder mehrere kandidierende Mitglieder  
gleichviel SƟ mmen, so entscheidet das Los 
über die Reihenfolge. Das Los wird von der 
Person gezogen, die als Vorsitzende*r des 
Wahlausschusses gewählt wurde.

28.  Die Auszählung der SƟ mmzeƩ el und die 
Auszählung des Wahlergebnisses erfolgt 
auf der Wahlmitgliederversammlung öf-
fentlich für alle Mitglieder der GEW BERLIN. 
Über jede Wahl wird ein Protokoll geführt.

29.  Alle Wahlunterlagen sind bis zu den näch-
sten satzungsgemäßen Wahlen entspre-
chend dieser Wahlordnung aufzubewah-
ren.

30.  Jedes wahlberechƟ gte Mitglied kann gegen 
die vollzogene Wahl innerhalb von zwei 
Wochen bei der Landesschiedskommis-
sion schriŌ lich Einspruch einreichen. Der 
Einspruch ist zu begründen.

31.  Alle die angefochtene Wahl betreff enden 
Unterlagen sind vom zuständigen Wahl-
ausschuss der Landessschiedskommission 
zur Verfügung zu stellen. Mitglieder der 
GEW BERLIN sind verpfl ichtet, über alle 
mit der Wahl zusammenhängenden Fragen 
gegenüber der Landesschiedskommission 
AuskunŌ  zu geben.

32.  Die Landesschiedskommission kann ent-
scheiden auf
a)  Abweisung des Einspruchs
b)  UngülƟ gkeit der Wahl.

33.  Wenn die Landesschiedskommission eine 
Wahl für ungülƟ g erklärt, setzt sie gleich-
zeiƟ g den Termin für die Wiederholung der 
Wahl im betreff enden Bezirk, der Abteilung 
bzw. der Fach- oder Personengruppe fest.

34.  Das Verfahren innerhalb der Landesschieds-
kom mission regelt sich nach der Schieds-
ordnung der GEW.

35.  Verlieren Beisitzer*innen in der Bezirkslei-
tung oder dem Abteilungsvorstand, Dele-
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gierte der Landesdele giertenversammlung 
oder Kassenprüfer*innen durch Versetzung 
in einen anderen Bezirk oder Wechsel in 
eine andere Abteilung ihr  Mandat, rückt 
das kandidierende Mitglied nach, das auf 
der gemeinsamen Liste die nächstniedrige 
SƟ mmenzahl erhalten hat. Dies geschieht 
auch, wenn Beisitzer*innen in einer 
Bezirkslei tung oder einem Abteilungsvor-
stand, Delegierte der Landesdelegierten-
versammlung oder Kassenprüfer*innen 
ihr Mandat bzw. ihre FunkƟ on nicht mehr 
wahrnehmen können oder die Kündigung 
der MitgliedschaŌ  in der GEW BERLIN vor-
liegt (siehe § 12.1. der Satzung der GEW 
BERLIN).

36.  Scheiden Mitglieder, die als Vorsitzende*r, 
zweite*r bzw. driƩ e*r Vorsitzende*r oder 
als Bezirksschatzmeister*in gewählt wur-
den, aus oder verlieren sie ihre Mandate 
durch Versetzung in einen anderen Bezirk, 
so müssen für diese FunkƟ onen binnen drei 
Monaten Neuwahlen erfolgen. Dieses gilt 
entsprechend für die Abteilungen.

37.  Scheiden Mitglieder der Fach- bzw. der 
Personengruppenleitung oder Delegierte 
zur Landesdelegiertenversammlung aus 
der Fachgruppe aus, so verlieren sie ihr 
Mandat. Für das Nachrücken gilt Nr. 35 Satz 
1 dieser Wahlordnung entsprechend.

38.  Scheiden Vorsitzende oder deren Stell-
vertreter*innen aus der Fachgruppe aus, 
so müssen für diese FunkƟ onen binnen drei 
Monaten Neuwahlen erfolgen.

39.  Das Verfahren bei Abberufungen regelt sich 
nach § 53 der Satzung der GEW BERLIN.

40.  Für alle übrigen Wahlen in der GEW BERLIN, 
mit Ausnahme der in der Landesdelegier-
tenversammlung, ist diese Wahlordnung 
sinngemäß anzuwenden.
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27GEW BERLIN: LDV-Wahlordnung

GewerkschaŌ  Erziehung und WissenschaŌ 
Landesverband Berlin

Wahlordnung für die Wahlen in der
Landesdelegiertenversammlung
Stand: 01.12.2016
mit redakƟ onellen Änderungen entsprechend LDV-Beschluss vom 01.12.2016
in der Fassung vom 27.03.2017

1. Wahlausschuss
1.1. Zur Vorbereitung und Durchführung von 

Wahlen setzt die LDV einen Wahlaus-
schuss ein und beruŌ  Wahlhelfer*innen. 
Mitglieder, die für ein Wahlamt kandidie-
ren, dürfen ihm nicht angehören.

1.2. Die Mitglieder des Wahlausschusses wäh-
len aus ihrer MiƩ e jeweils ein Mitglied 
als Vorsitzende*n, als Stellvertretende*n 
Vorsitzende*n bzw. als SchriŌ führer*in.

1.3. Der Wahlausschuss sammelt die einge-
gangenen Vorschläge und Einverständ-
niserklärungen. Vorschlagsrecht hat jedes 
Mitglied der LDV.

1.4. Vorschläge bedürfen der Unterstützung 
von 10% der sƟ mmberechƟ gten Mitglie-
der der LDV und der schriŌ lichen ZusƟ m-
mung der Vorgeschlagenen.

1.5. Ein Mitglied, das als Vorsitzende*r des 
Wahlausschusses oder als Stellver-
tretende*r Vorsitzende*r des Wahl-
ausschusses gewählt wurde, leitet die 
gesamte Wahlhandlung.

2. Wahlen
2.1. Wahlen erfolgen grundsätzlich durch 

verdeckte SƟ mmzeƩ el oder miƩ els eines 
elektronischen Wahlsystems. Off ene Wahl 
ist nur zulässig, wenn kein Einspruch 
durch ein sƟ mmberechƟ gtes Mitglied der 
LDV erhoben wird.

2.2. Aus dem Wahlverhalten muss der Wille 
der Wähler*innen eindeutig hervor-
gehen. Über die GülƟ gkeit der SƟ mme 
entscheidet der Wahlausschuss mit 

Mehrheit.
2.3. Stimmen für Bewerber*innen, die vor 

der Wahl nicht vorgeschlagen waren oder 
ihre Zustimmung zur Kandidatur nicht 
gegeben haben, sind ungülƟ g.

2.4. SƟ mmenthaltungen und ungülƟ ge SƟ m-
men zählen als abgegebene SƟ mmen.

2.5. Mit der Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses und der Erklärung der Gewählten 
über die Annahme ihres Mandats ist die 
jeweilige Wahlhandlung abgeschlossen.

2.6. Über jede Wahl wird ein Protokoll geführt.
2.7. Alle Wahlunterlagen sind vier Wochen 

nach Ablauf der Einspruchsfrist aufzuhe-
ben.

3. Einzelwahlen (mehrere kandidie-
rende Mitglieder)

3.1.  Gewählt ist, wer die Mehrheit der SƟ m-
men der LDV erhält. Die Mehrheit der 
SƟ mmen der LDV errechnet sich nach der 
satzungsgemäßen Zahl der sƟ mmberech-
Ɵ gten Mitglieder.

3.2.  Wird eine solche Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht, so fi ndet ein 
zweiter Wahlgang statt. In diesem ist 
gewählt, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen SƟ mmen erhält.

3.3.  Wird eine solche Mehrheit im zweiten 
Wahlgang nicht erreicht, so fi ndet ein 
driƩ er Wahlgang staƩ . In diesem ist ge-
wählt, wer die meisten SƟ mmen erhält. 
Bei SƟ mmengleichheit fi ndet zwischen 
den kandidierenden Mitgliedern mit 
gleicher SƟ mmenzahl eine SƟ chwahl staƩ . 
Bei SƟ mmengleichheit in der SƟ chwahl 
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GEW BERLIN: LDV-Wahlordnung28

entscheidet das Los.
3.4.  Nach dem ersten und nach dem zweiten 

Wahlgang können weitere Mitglieder 
kandidieren. Ist dieses der Fall, wird die 
Wahl mit einem erneuten ersten Wahl-
gang fortgesetzt.

4. Einzelwahlen (ein kandidierendes 
Mitglied)

4.1.  Kandidiert nur ein Mitglied, so wird mit 
„ja“ oder „nein“ gewählt. SƟ mmenthal-
tung ist möglich.

4.2.  Das Mitglied ist gewählt, wenn es die 
Mehrheit der SƟ mmen der LDV (Ziff er 
3.1.) mit „ja“ erhält.

4.3.  Wird eine solche Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht, so fi ndet ein 
zweiter Wahlgang staƩ , zu dem weitere 
Mitglieder kandidieren können. Werden 
keine neuen Wahlvorschläge eingebracht, 
ist im zweiten Wahlgang ein Mitglied 
gewählt, wenn es mehr als die HälŌ e der 
abgegebenen SƟ mmen mit „ja“ erhält. 
Kandidieren weitere Mitglieder, so wird 
gemäß Ziff er 3.4. verfahren.

4.4.  Wird eine solche Mehrheit im zweiten 
Wahlgang nicht erreicht, so fi ndet ein 
driƩ er Wahlgang staƩ , zu dem weitere 
Mitglieder kandidieren können. Werden 
keine neuen Wahlvorschläge eingebracht, 
ist im dritten Wahlgang ein Mitglied 
gewählt, wenn es mehr „Ja“- als „Nein“-
Stimmen erhält. Kandidieren weitere 
Mitglieder, so wird gemäß Ziffer 3.4. 
verfahren.

5. Wahl der gleichberechƟ gten Vor-
sitzenden nach § 33 Ziff . 1 a) der 
Satzung der GEW BERLIN

In der ersten Vorsitzendenwahl ist eine Frau zu 
wählen. Näheres regelt § 33 1.a. der Satzung 
der GEW BERLIN.

6. Wahlen von Teams
6.1. Wahlen von Zweier-Teams nach § 33.2 

der Satzung der GEW BERLIN werden wie 
die einer Einzelbewerbung behandelt. 
Entsprechend gelten die Regelungen für 

Einzelwahlen nach Ziff . 3 dieser Wahlord-
nung, wenn mehrere Teams und/oder 
Einzelbewerber*innen kandidieren, bzw. 
nach Ziff er 4, wenn sich allein ein Zweier-
Team zur Wahl stellt.

6.2. Wenn ein Zweier-Team zur Wahl antriƩ , 
muss mindestens eines der Mitglieder 
eine Frau sein. Näheres regelt § 33, 2. der 
Satzung der GEW BERLIN.

6.3. Tritt ein Teammitglied vor Ende der 
Wahlperiode zurück, so hat sich das ver-
bleibende Mitglied auf der nachfolgenden 
Landesdelegiertenver sammlung erneut, 
ggf. als Mitglied eines neuen Teams, zur 
Wahl zu stellen.

7. Gemeinsamer Wahlgang
7.1. Die Wahl mehrerer Personen für gleiche 

FunkƟ onen erfolgt in gemeinsamen Wahl-
gängen.

7.2. Auf jedem SƟ mmzeƩ el dürfen höchstens 
so viele Namen angekreuzt werden, wie 
Mitglieder zu wählen sind. Sind mehr 
Namen angekreuzt, ist die SƟ mmabgabe 
ungülƟ g. Ist kein Name angekreuzt, so gilt 
dies als Enthaltung.

7.3. Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer mehr 
SƟ mmen als die HälŌ e der abgegebenen 
SƟ mmzeƩ el erhält und in der Rangfolge 
einen der zu wählenden Plätze erreicht. 
Bei SƟ mmengleichheit entscheidet das 
Los über die Rangfolge.

7.4.  Im zweiten Wahlgang werden die restli-
chen Plätze für die zu wählenden Funk-
Ɵ onen an die Mitglieder vergeben, die 
die meisten SƟ mmen erhalten. Bei SƟ m-
mengleichheit entscheidet das Los über 
die Rangfolge.

7.5. Mindestens die HälŌ e der zu wählenden 
Mandate muss von Frauen besetzt wer-
den. Näheres regelt § 24, 2.f) der Satzung 
der GEW BERLIN.

8. Wahlanfechtung
Gegen eine vollzogene Wahl kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Ein dahingehender Antrag ist mit Begründung 
an die Landesschiedskommission schriŌ lich 
zu richten.
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29Satzung der GEW (Bund)

II. Zweck und Aufgabe

§ 3
Zweck und Aufgabe der GEW sind:
a) Wahrung der berufl ichen, wirtschaŌ lichen, 

sozialen und rechtlichen Interessen ihrer 
Mitglieder,

b) Förderung von Erziehung und WissenschaŌ ,
c) Ausbau und interkulturelle Öff nung der in 

den Diensten von Erziehung und Wissen-
schaŌ  stehenden Einrichtungen,

d) Ausbau der GeschlechterdemokraƟ e,
e) Verhinderung und BeseiƟ gung von Diskri-

minierung.

§ 4
Als MiƩ el zur Erreichung dieses Zwecks betrach-

Die GewerkschaŌ  Erziehung und WissenschaŌ  
(GEW) gibt sich diese Satzung:

I.  Name und Sitz

§ 1
1.  Die GewerkschaŌ  führt den Namen Ge-

werkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(Allgemeiner Deutscher Lehrer- und Leh-
rerinnen-Verband) - Gesamtverband der 
Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und 
Erzieher.

2.  Sie ist eine der GewerkschaŌ en des Deut-
schen GewerkschaŌ sbundes.

§ 2
Die GEW hat ihren Sitz in Frankfurt am Main. 

Gewerkscha   Erziehung und Wissenscha  

Satzung
beschlossen vom GewerkschaŌ stag der GEW
am 4. Juni 1968 in Nürnberg

geändert von den GewerkschaŌ stagen
1971 in Kiel
1974 in Mainz
1975 in Köln
1977 in Mannheim
1980 in Mainz
1983 in Mannheim
1986 in Osnabrück
1989 in Osnabrück
1990 in Münster
1991 in Frankfurt am Main
1993 in Essen
1997 in Chemnitz
1999 in Würzburg
2001 in Lübeck
2005 in Erfurt
2009 in Nürnberg
2013 in Düsseldorf
2017 in Freiburg im Breisgau
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Satzung der GEW (Bund)30

III. Organisa  onsbereich

§ 6
1. Der OrganisaƟ onsbereich der GEW umfasst

a) die BeschäŌ igten in pädagogischen und 
sozialpädagogischen Berufen,

b) Angehörige von Hochschulen und For-
schungseinrichtungen,

c) BeschäŌ igte in privaten Bildungsein-
richtungen.

2.  In ihrem Bereich ist die GEW zuständig für 
die ihr im Rahmen des DGB zufallenden 
Gruppen von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern, BeamƟ nnen und Beamte 
und nicht betriebsgebundene Freie Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Dies gilt auch 
für die in diesen Bereichen beschäŌ igten 
Arbeitneh merinnen und Arbeitnehmer aus 
Arbeitneh merüberlassungen (Leiharbeit). 
Die Zuständigkeit der GEW erstreckt sich 
auch auf Arbeitslose, Rentnerinnen und 
Rentner sowie Ruheständlerinnen und Ru-
heständler aus ihrem OrganisaƟ onsbereich. 
Die GEW anerkennt die satzungsrecht-
liche FunkƟ on des DGB zur Klärung von 
Organisationszuge hörigkeiten zwischen 
dessen MitgliedsgewerkschaŌ en.

3.  Studierende, die ein Studienfach studieren, 
das eine spätere Tätigkeit im Organisa-
tionsbereich der GEW ermöglicht, oder 
eine TäƟ gkeit in diesem Bereich anstreben, 
werden als Mitglieder aufgenommen. Das 
Weitere regelt der Hauptvorstand.

4.  Angehörige dieser Berufe werden auf-
genommen. Das Bekenntnis zur UN-
Men schenrechtskonvention und zu den 
Grundrechten des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland und zu den 
verfas sungsrechtlichen Grundprinzipien 
des ArƟ kels 20 GG ist hierbei unerlässliche 
Voraussetzung.

5.  Natürliche und jurisƟ sche Personen können 
die fördernde MitgliedschaŌ  erhalten. Der 
Hauptvorstand erlässt darüber Richtlinien.

6.  Die GEW-Mitglieder organisieren sich in 
dem Landesverband, in dessen Bereich 
sich die BeschäŌ igungsstelle (Dienststelle) 

tet die GEW unter anderem:
a)  Arbeit der GEW in allen satzungsmäßigen 

Organen und Gremien; Meinungs- und Wil-
lensbildung in Kundgebungen, Versamm-
lungen, Tagungen und Kursen,

b)  berufl iche und gewerkschaŌ liche Fortbil-
dung der Mitglieder,

c)  Rechtsschutz für berufl iche TäƟ gkeit des 
Mitglieds und Gewährung von kollegialer 
Hilfe in besonderen Fällen,

d)  gesetzlich gewährleistete Einfl ussnahme 
auf die Verwaltung,

e)  Abschluss von Tarifverträgen,
f)  Zusammenarbeit mit Parlamenten und 

deren Ausschüssen,
g)  Zusammenarbeit mit KörperschaŌ en und 

OrganisaƟ onen, deutschen und ausländi-
schen GewerkschaŌ en sowie mit interna-
Ɵ onalen Verbänden,

h)  Einfl ussnahme auf die Öff entlichkeit durch 
Pressearbeit,

i)  Herausgabe der Zeitungen und Druckschrif-
ten,

k)  Unterstützung solcher Mitglieder, die we-
gen ihres Eintretens für die GewerkschaŌ  
Schaden erleiden.

§ 5
1.  Die GEW bekennt sich zum Arbeitskampf als 

MiƩ el zur Durchsetzung gewerkschaŌ licher 
Forderungen.

2.  Vor einem Streik soll eine UrabsƟ mmung 
staƪ  inden. Für einen Streik ist in der Urab-
sƟ mmung eine Mehrheit von mindestens 
75 Prozent der AbsƟ mmenden erforderlich.

3.  Streikunterstützung wird nach Maßgabe 
der vorhandenen MiƩ el gewährt. Die Höhe 
der Unterstützung wird jeweils gleichzeiƟ g 
mit dem Beschluss über die Durchführung 
eines Arbeitskampfes festgesetzt. Ein 
Rechtsanspruch auf Zahlungen besteht 
nicht.

4.  Der Hauptvorstand erlässt Richtlinien zur 
Durchführung von Arbeitskämpfen.
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2.  Die MitgliedschaŌ  endet
a)  durch Tod;
b)  durch AustriƩ ;
c)  durch Ausschluss.

3.  Der Austritt ist mit einer Frist von drei 
Monaten schriŌ lich dem Landesverband 
zu erklären und nur zum Ende eines 
Kalenderviertel jahres möglich.

 Das Nähere regelt der Hauptvorstand.
4.  Die Gründe für einen Ausschluss sind:

a)  arglisƟ ge Täuschung bei der Aufnahme;
b)  gewerkschaŌ sschädigendes Verhalten;
c)  satzungswidriges Verhalten.

 Das Ausschlussverfahren regelt sich nach § 
9.

VI. Schiedskommission

§ 9
1.  Für die GEW wird eine Bundesschiedskom-

mission gebildet, ferner für jeden Landes-
verband eine Landesschiedskommission.

 Die ständigen und die stellvertretenden 
Mitglieder der Schiedskommission wer-
den vom GewerkschaŌ stag bzw. von der 
jeweiligen Delegiertenversammlung der 
Landesverbän de gewählt. Wählbar sind 
nur Mitglieder, die der GEW am Tage der 
Wahl mindestens drei Jahre als ordentliche 
Mitglieder angehören.

2.  Jeder Schiedskommission gehören drei 
ständige Mitglieder und drei stellvertreten-
de Mitglieder an. Die Schiedskommission 
berät und entscheidet in einer Besetzung 
mit drei ständigen Mitgliedern oder 
stellvertretenden Mitgliedern und zwei 
nichtständigen Mitgliedern. Je eines der 
nichtständigen Mitglieder wird von der an-
tragstellenden Partei und der antragsgeg-
nerischen Partei benannt. Näheres regelt 
die Schiedsordnung. Die nichtständigen 
Mitglieder müssen am Tag ihrer Benennung 
mindestens drei Jahre der GEW angehöre-
ren.

 Die ständigen Mitglieder von Schiedskom-
missionen und die stellvertretenden Mit-
glieder dürfen mit Annahme ihrer Wahl 

befi ndet. Ausnahmen können die Landes-
verbände regeln.

IV. Gliederung der Gewerkscha  

§ 7
1.  Die GEW gliedert sich in Landesverbände, 

deren Grenzen mit denen der Länder zu-
sammenfallen. In den Stadtstaaten sind 
Zusammenfassungen von Betriebsgruppen 
und Untergliederungen des Landesverban-
des auf Beschluss des Landesvorstands 
möglich. Die Regelungen dieser Satzung in 
ihrer jeweiligen Fassung gehen entgegen-
stehenden Regelungen in Satzungen der 
Landesverbände vor. Unter Bindung an 
diese Satzung und die Beschlüsse der in § 
11 Ziff . 1 bis 3 genannten Organe der GEW 
regeln die Landes ver bände ihre Angelegen-
heiten selbstständig.

2.  GEW-Mitglieder, die im Ausland, an 
Einrichtungen des Bundes oder beim 
Goethe-InsƟ tut beschäŌ igt sind, werden 
in Arbeitsgrup pen zusammengefasst, die 
direkt dem Hauptvorstand zugeordnet sind. 
Richtlinien für die OrganisaƟ on der Arbeits-
gruppen beschließt der Hauptvorstand.

3.  Oberstes Organ der Landesverbände 
ist die Delegiertenversammlung. Über 
die Gliederung sowie die Anzahl und 
Zusammensetzung der weiteren Organe 
der Landesver bän de entscheidet die 
Delegiertenversamm lung des zuständigen 
Landesverbandes.

4.  Alle Gliederungen der GEW sind verpfl ich-
tet, diese Satzung einzuhalten und die Be-
schlüsse der in § 11 Ziff . 1 bis 3 genannten 
Organe durchzuführen.

V. Mitgliedscha  

§ 8
1.  Die Aufnahme eines Mitglieds in die GEW 

wird durch den Vorstand des Landesverban-
des, in den Fällen des § 7 Ziff . 2 durch den 
Hauptvorstand, vollzogen. Das Nähere 
regelt der Hauptvorstand.
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vorstand mit den SƟ mmen von mindestens 
75 Prozent seiner Mitglieder geändert oder 
aufgehoben werden.

 Das Verfahren der Schiedskommissionen 
und die von ihnen zu verhängenden Sank-
Ɵ onen sind in der vom GewerkschaŌ stag 
verabschiedeten Schiedsordnung geregelt.

6.  Gemäß Ziff . 3 hat die Bundesschiedskom-
mission für die dem Hauptvorstand direkt 
zugeordneten Arbeitsgruppen gem. § 7 Ziff . 
2 folgende weitere Aufgaben:

 Schlichtung
a)  bei StreiƟ gkeiten unter Mitgliedern,
b)  bei Verstößen von Einzelmitgliedern 

gegen die Satzung,
c)  zum Schutz der Ehre der Mitglieder.

 AntragsberechƟ gt sind in diesen Fällen auch 
Einzelmitglieder.

VII. Beitrag

§ 10
1.  Zur Durchführung ihrer Aufgaben erhebt 

die GEW einen Mitgliedsbeitrag, dessen 
Höhe sowie der Anteil der GEW auf Bun-
desebene vom GewerkschaŌ stag festgelegt 
werden. Der GewerkschaŌ stag kann dem 
Hauptvorstand ein Mandat zur Änderung 
der Beitragsordnung erteilen.

2.  Die regelmäßige Entrichtung des vom Ge-
werkschaftstag festgelegten Beitrags in 
der vom Hauptvorstand vorgeschriebenen 
Zah lungsart ist Voraussetzung für die Mit-
gliedschaŌ  in der GEW. Bezahlt ein Mitglied 
trotz zweimaliger schriŌ licher Mahnung 
durch die einziehende Stelle seinen Beitrag 
nicht, so gilt die Verweigerung der Beitrags-
zahlung als Erklärung des AustriƩ s.

3.  Die Landesverbände verwalten ihr Eigen-
tum und ihren Beitragsanteil selbst.

VIII. Organe der GEW

§ 11
Die Organe der GEW sind:
1. Der GewerkschaŌ stag (GT),
2. der Hauptvorstand (HV),

nicht mehr Mitglieder von Organen der 
GEW oder Organen ihrer Gliederung sein. 
Auch Ehrenmitglieder von Organen sind 
von der Wahrnehmung der FunkƟ on eines 
ständigen oder stellvertretenden Mitglieds 
der Schiedskom mission ausgeschlossen.

 Die Schiedskommissionen tagen nicht öf-
fentlich.

3.  Die Landesschiedskommissionen sind im 
Bereich des jeweiligen Landesverbandes 
zuständig für den Ausschluss von Mit-
gliedern, Wahlanfechtungen, Verstöße 
von Organen oder Gliederungen gegen 
die Satzung des DGB, der GEW oder des 
Landesverbandes sowie gegen Beschlüsse 
übergeordneter Organe des DGB oder der 
GEW. Die Delegier tenversammlung eines 
Landesverbandes kann der Landesschieds-
kommission weitere Aufgaben zuweisen.

 AntragsberechƟ gt sind die in § 11 Ziff . 1 bis 5 
genannten Organe der GEW, die in § 11 Ziff . 
5 genannten jedoch nur im Bereich ihrer 
Zuständigkeit, sowie der Bundesvorstand 
des DGB. Bei Wahlanfechtungen ist auch 
ein betroff enes Mitglied antragsberech Ɵ gt.

 Die Bundesschiedskommission ist zuständig 
für den Ausschluss von Mitgliedern, die Ar-
beitsgruppen angehören; Wahlanfechtun-
gen bei Wahlen in und zu Bundesorganen; 
Berufungen gegen Entscheidungen der 
Lan desschiedskommissionen in allen An-
gelegenheiten; Verstöße von Organen der 
Landes ver bände und der Arbeitsgruppen 
gegen die Satzung des DGB oder der GEW 
oder gegen Beschlüsse übergeordneter 
Organe des DGB oder der GEW.

 AntragsberechƟ gt sind berufungsführende 
Organe der GEW und der Landesverbände 
sowie bei Wahlanfechtungen ein betroff e-
nes Mitglied.

4.  Alle Wahlanfechtungen sind innerhalb 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses bei der zuständigen 
Schiedskommission einzulegen.

5.  Entscheidungen der Schiedskommissionen 
sind verbindlich. Entscheidungen der Bun-
desschiedskommission können vom Haupt-
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„Hochschule und Forschung“ und „Berufl i-
che Bildung und Weiterbildung“ vertreten 
sein.

§ 14
Jede Delegierte und jeder Delegierte hat nur 
eine SƟ mme. Die Delegierten sind an AuŌ räge 
nicht gebunden.

§ 15
1.  Der GewerkschaŌ stag der GEW fi ndet in 

der Regel alle vier Jahre staƩ .
2.  Der Hauptvorstand ist in dringenden Fäl-

len ermächƟ gt, einen außerordentlichen 
Gewerkschaftstag einzuberufen; er ist 
dazu verpfl ichtet auf Antrag von Landes-
verbänden, die insgesamt ein DriƩ el der 
Mitgliederzahl vertreten.

§ 16
Die Durchführung des GewerkschaŌ stages wird 
durch eine GeschäŌ sordnung geregelt.

§ 17
Seine Beschlüsse fasst der GewerkschaŌ stag 
mit einfacher Mehrheit. Für Satzungsänderung 
ist, mit Ausnahme des § 29, ZweidriƩ elmehr-
heit erforderlich. Satzungsändernde Anträge 
sind sechs Monate vor dem GewerkschaŌ stag 
einzureichen. AntragsberechƟ gt für den Ge-
werkschaŌ stag sind der Hauptvorstand, die 
Landesverbände und die Bundesausschüsse.

§ 18 Hauptvorstand
 
1.  Dem Hauptvorstand gehören an:

a)  Delegierte der Landesverbände: 
 bis 15.000 Mitglieder eine Delegierte 

bzw. ein Delegierter, mehr als 15.000 
Mitglieder zwei Delegierte,

b)  eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Arbeitsgruppen der bundesunmiƩ elba-
ren Mitglieder gemäß § 7 Ziff er 2,

c)  je eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Bundesausschüsse gemäß § 22,

d)  eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bundesstelle für Rechtsschutz,

e)  die Mitglieder des Koordinierungsvor-

3. der Koordinierungsvorstand (KV),
4.  der GeschäŌ sführende Vorstand (GV),
5. die Delegiertenversammlung der Landes-

verbände und die von ihnen vorgesehenen 
Organe der Landesverbände sowie die 
Organe der Gliederungen des Landesver-
bandes, die die Delegiertenversammlung 
des Landesverbandes festgelegt hat.

Gewerkscha  stag

§ 12
Der GewerkschaŌ stag besƟ mmt die Richtlinien 
für die Arbeit der GEW und entscheidet endgül-
Ɵ g über alle Angelegenheiten der GEW.

§ 13
1.  Der GewerkschaŌ stag hat 432 Delegierte, 

die sich wie folgt zusammensetzen:
a) die Delegierten der Landesverbände,
b) die Vertreterinnen/Vertreter der 

Arbeitsgruppen der unmittelbaren 
Mitglieder gemäß § 7 Ziff er 2,

c) die Mitglieder des Hauptvorstandes,
d) eine Delegierte/ein Delegierter je Lan-

desverband aus dem Bereich Junge 
GEW,

e) eine Delegierte/ein Delegierter je 
Land esverband aus dem Bereich der 
Lan desausschüsse der StudenƟ nnen 
und Studenten,

f) mindestens eine Delegierte/ein De-
legierter je Landesverband aus dem 
Bereich der Landesausschüsse der 
Seniorinnen und Senioren.

2.  Jeder Landesverband erhält mindestens 
vier Delegierte, jede Arbeitsgruppe er-
hält eine Delegierte/einen Delegierten je 
angefangene 500 Mitglieder. Die übrigen 
Delegierten werden von den Landesverbän-
den im Verhältnis zur Zahl derjenigen ihrer 
ordentlichen Mitglieder gewählt, für die sie 
in den letzten vier Vierteljahren Beiträge 
abgeführt haben.

 Unter den Delegierten der Landesverbände 
müssen die vier Organisationsbereiche 
„Schule“, „Jugendhilfe und Sozialarbeit“, 
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ihrer Gliederungen, sofern die zuständigen 
Gremien dazu trotz Auff orderung nicht in 
der Lage sind. Dies gilt auch für die Bestel-
lung von Landesschiedskommissionen. Die 
Amtszeit von Organen und Organmitglie-
dern, die der Hauptvorstand bestellt, endet 
mit der Wahl von Organen und Mitgliedern 
von Organen durch die zuständigen Gremi-
en.

§ 19 Koordinierungsvorstand
1.  Dem Koordinierungsvorstand gehören an:

a)  die Vorsitzenden oder die Sprecherin-
nen bzw. Sprecher der Landesverbän-
de,

b)  die Mitglieder des GeschäŌ sführenden 
Vorstandes - die Mitglieder gemäß § 20 
Ziff er 7 mit beratender SƟ mme.

2.  Der Koordinierungsvorstand koordiniert 
die GEW-PoliƟ k des GeschäŌ sführenden 
Vorstandes und der Landesverbände. Er 
triŏ   Entscheidungen zu Haushaltsfragen, 
sofern sie nicht vom Gewerkschaftstag 
getroff en werden und nicht über den Rah-
men des Haushaltsplanes hinausgehen. Er 
kann vorübergehend Arbeitsgruppen mit 
begrenztem ArbeitsauŌ rag einrichten. Er ist 
dem Hauptvorstand rechenschaŌ spfl ichƟ g. 
Weitere Aufgaben des Koordinierungs-
vorstandes werden vom Hauptvorstand 
festgelegt.

3.  Der Koordinierungsvorstand tagt nach 
Bedarf. Er besƟ mmt seine Sitzungsfolge.

§ 20 Geschä  sführender Vorstand
1.  Dem GeschäŌ sführenden Vorstand gehö-

ren an:
a)  die Vorsitzende oder der Vorsitzende
b)  die Mitglieder der Arbeitsbereiche 

-  Finanzen,
-  FrauenpoliƟ k,
-  Tarif- und BeamtenpoliƟ k,

c)  vier Mitglieder für die OrganisaƟ ons-
bereiche
-  Jugendhilfe und Sozialarbeit,
-  Schule,
-  Hochschule und Forschung,
-  Berufl iche Bildung  und  Weiterbil-

standes gemäß § 19 Ziff er 1.
2.  Der Hauptvorstand berät und entschei-

det Grundsatzfragen der GEW, soweit 
Beschlüsse des GewerkschaŌ stages nicht 
entgegenstehen. Der Hauptvorstand 
entscheidet über den Haushalt der GEW. 
Er besƟ mmt im Rahmen der Beschlüsse 
des GewerkschaŌ stages die GEW-PoliƟ k. 
Er kann auf Dauer oder auf Zeit Arbeits-
gruppen, Kommissionen, Ausschüsse und 
ArbeitsgemeinschaŌ en bilden. Er regelt 
die Aufgabenstellung durch Beschluss oder 
GeschäŌ sordnung. § 24 Ziff er 3 gilt entspre-
chend für alle eingerichteten Ausschüsse.

3.  Der Hauptvorstand legt die Kompetenz 
des Koordinierungsvorstandes im Rahmen 
dieser Satzung fest. Er kann dem Koordinie-
rungsvorstand, dem GeschäŌ sführenden 
Vorstand bzw. dem Koordinierungsaus-
schuss für Fachgremienarbeit gemäß § 23 
AuŌ räge erteilen. 

 Der Hauptvorstand nimmt die Berichte 
des Koordinierungsvorstandes, des Ge-
schäftsführenden Vorstands bzw. des 
Koordinierungs ausschusses für Fachgre-
mienarbeit entge gen.

4.  Der Hauptvorstand wählt sich ein Präsidi-
um, bestehend aus drei sƟ mmberechƟ gten 
Mitgliedern. Das Präsidium lädt ein und 
bereitet die Sitzungen des Hauptvorstands 
vor. Der Hauptvorstand tagt regelmäßig 
dreimal im Jahr. Er kann außerordentliche 
Sitzungen beschließen. Auf Antrag eines 
Viertels der Mitglieder des Hauptvorstan-
des hat das Präsidium eine außerordentli-
che Sitzung einzuberufen.

5.  Soweit die Satzung nicht ausdrücklich eine 
Zuständigkeit des Gewerkschaftstages 
vorsieht, obliegt dem Hauptvorstand die 
Be schlussfassung und die Änderung von 
Richtlinien, Regelungen und Ordnungen, 
die die Satzung der GEW und die Wahl-
ordnung auslegen und umsetzen. Er kann 
diese Aufgaben an den GeschäŌ sführenden 
Vorstand übertragen.

6.  Der Hauptvorstand bestellt Organe und 
Mitglieder von Organen der GEW oder 
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des GeschäŌ sführenden Vorstands die Arbeit 
der GEW und vertritt die GEW allein oder 
gemeinsam mit anderen Mitgliedern des 
Hauptvorstandes.
Bei Verhinderung der Vorsitzenden bzw. des 
Vorsitzende leitet die stellvertretende Vorsit-
zende bzw. der stellvertretende Vorsitzende die 
GEW, bei Ausscheiden der Vorsitzenden bzw. 
des Vorsitzenden leitet die stellvertretende Vor-
sitzende bzw. der stellvertretende Vorsitzende 
die GEW bis zur Neuwahl der Vorsitzenden bzw. 
des Vorsitzenden durch den GewerkschaŌ stag.
Bei RechtsgeschäŌ en vertriƩ  die Vorsitzende 
bzw. der Vorsitzende die GEW mit einem 
weiteren Mitglied des Geschäftsführenden 
Vorstandes gemäß § 20 Ziff er 1. Ziff er 2 gilt 
entsprechend.
Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende kann 
sachkundige Mitgl ieder und Gäste zu 
den Sitzungen des Hauptvorstandes, des 
Koordinierungsvorstan des und des GeschäŌ s-
führenden Vorstandes mit beratender SƟ mme 
einladen. Einladungen zu Sitzungen des Haupt-
vorstandes können nur im Einvernehmen mit 
dem Präsidium des Hauptvorstandes erfolgen.

IX. Bundesausschüsse

§ 22
1. Es bestehen folgende Bundesausschüsse:

a)  Bundesfachgruppenausschuss Erwach-
senenbildung

b) Bundesfachgruppenausschuss Gesamt-
schulen

c) Bundesfachgruppenausschuss Gewerb-
liche Schulen

d) Bundesfachgruppenausschuss Grund-
schulen

e) Bundesfachgruppenausschuss Gymna-
sien

f)  Bundesfachgruppenausschuss Haupt-
schulen

g) Bundesfachgruppenausschuss Hoch-
schule und Forschung

h) Bundesfachgruppenausschuss Kauf-
männische Schulen

i) Bundesfachgruppenausschuss Real-

dung.
2.  Weitere Arbeitsbereiche sowie ihre Vertei-

lung auf die Mitglieder des GeschäŌ sfüh-
renden Vorstandes werden vom Hauptvor-
stand auf Vorschlag des GeschäŌ sführen-
den Vorstandes festgelegt.

3.  Die Mitglieder des Geschäftsführen-
den Vorstandes werden in gesonderten 
Wahlgängen gewählt. Die Mandate des 
GeschäŌ sführenden Vorstandes werden 
hauptamtlich ausgeübt.

4.  Aus der MiƩ e der Mitglieder des GeschäŌ s-
führenden Vorstandes nach Ziff er 1 Buch-
staben b) und c) wird die stellvertretende 
Vorsitzende oder der stellvertretende Vor-
sitzende in einem gesonderten Wahlgang 
gewählt. Eine der beiden Vorsitzenden nach 
Ziff er 1 Buchstabe a) und Ziff er 4 soll eine 
Frau sein.

5.  Der GeschäŌ sführende Vorstand nimmt 
seine Aufgaben in Gesamtverantwortung 
wahr. Er erledigt nach Maßgabe der Be-
schlüsse des Gewerkschaftstages, des 
Hauptvorstandes und des Koordinierungs-
vorstandes die laufenden GeschäŌ e der 
GEW. Er regelt die Zusammenarbeit mit den 
Landesverbänden und koordiniert feder-
führend die Arbeit in den Bundesgremien.

6.  Wird zwischen ordentlichen Gewerk-
schaŌ stagen die Stelle eines Mitglieds des 
GeschäŌ sführenden Vorstandes - außer 
der Stelle der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden - vakant, so entscheidet der 
Hauptvorstand über die Wiederbesetzung 
der Stelle bis zur Neuwahl.

7.  Dem Geschäftsführenden Vorstand ge-
hören die Geschäftsführerin oder der 
GeschäŌ sführer sowie die verantwortliche 
Redakteurin oder der verantwortliche 
Redakteur der ZeitschriŌ  „Erziehung und 
WissenschaŌ “ mit beratender SƟ mme an. 
Sie werden auf Beschluss des Hauptvor-
standes auf Zeit angestellt.

§ 21 Die Vorsitzende/der Vorsitzende
Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende leitet 
in KooperaƟ on mit den übrigen Mitgliedern 
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kennen lassen, welche neuen Arbeitsinhalte und
-formen dem ganzheitlichen Bildungsbegriff  
und der BildungsgewerkschaŌ  gerecht werden. 
Er tagt unter Federführung des GeschäŌ sfüh-
renden Vorstandes nach Bedarf und besƟ mmt 
die Sitzungsfolge selbst.

§ 24
1. Die Bundesausschüsse bestehen aus je 

einer Vertreterin oder einem Vertreter 
der bestehenden Landesfachgruppen 
oder entsprechender, vom jeweiligen 
Landesvorstand autorisierter Gremien. Die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende bzw. ein 
Mitglied des Leitungsteams nach § 24 Ziff . 
3 werden auf diese Zahl nicht angerechnet. 
Die Benennung erfolgt durch die Landes-
verbände. Weitere Mitglieder können vom 
Hauptvorstand und vom Bundesausschuss 
im gegenseiten Einvernehmen berufen 
werden.

2.  Die Vorsitzenden und die stellvertretenden 
Vorsitzenden werden von den Bundesaus-
schüssen gewählt und vom GewerkschaŌ s-
tag bestäƟ gt.

3.  Die Wahl eines Leitungsteams von bis zu 
drei Personen ist möglich, wenn zwei Drit-
tel der Mitglieder des Bundesausschusses 
dies beschließen. Die Wahl erfolgt nach § 
4 Wahlordnung. Die Vertretung in gewerk-
schaftlichen Gremien wird in der Wahl 
festgelegt. Die anderen Teammitglieder 
sind gleichberechƟ gte Vertreterinnen bzw. 
Vertreter. Die Teammitglieder werden vom 
GewerkschaŌ stag bestäƟ gt.

4. Die Bundesausschüsse haben das Recht, 
Kommissionen und Arbeitskreise für die 
eigenen Angelegenheiten zu bilden.

5. Öff entliche Veranstaltungen der Fach- und 
Personengruppen erfolgen im Einverneh-
men mit dem Hauptvorstand.

§ 25
1.  Beschlüsse der Bundesausschüsse gelangen 

über den Hauptvorstand in die Öff entlich-
keit. SƟ mmt ein Bundesausschuss einem 
Beschluss der Organe der GEW nicht zu, so 
muss der Hauptvorstand die abweichende 

schulen
k) Bundesfachgruppenausschuss Schul-

aufsicht und Schulverwaltung
l) Bundesfachgruppenausschuss Sonder-

pädagogische Berufe
m) Bundesfachgruppenausschuss Sozial-

pädagogische Berufe
n) Bundesausschuss für Seniorinnen und 

Senioren
o) Bundesausschuss „Junge GEW“
p) Bundesausschuss für StudenƟ nnen und 

Studenten
q) Bundesfrauenausschuss
r) Bundesausschuss MigaƟ on, Diversity, 

AnƟ diskriminierung.
2. Der Gewerkschaftstag kann Bundesaus-

schüsse aufl ösen, zusammenlegen oder 
neu einrichten. Die Stellungnahme der 
betroff enen Ausschüsse ist zu berücksich-
Ɵ gen.

§ 23
Die Bundesausschüsse bearbeiten die in ihr 
Gebiet fallenden Aufgaben von sich aus oder 
im AuŌ rag der im § 11 genannten Organe der 
GEW, für die sie in diesem Gebiet gleichzeiƟ g 
Sacharbeit leisten.
Zur aufgabenbezogenen Koordinierung der 
Arbeit von Bundesausschüssen mit dem Ge-
schäŌ sführenden Vorstand wird ein Koordinie-
rungsausschuss für Fachgremienarbeit (KAFGA) 
eingerichtet.
Dem Koordinierungsausschuss für Fachgre-
mienarbeit gehören an:
a) je eine Vertreterin oder ein Vertreter der  

Bundesausschüsse gemäß § 22,
b)  eine Vertreterin oder ein Vertreter der 

Bun desstelle für Rechtsschutz gemäß § 18, 
Ziff er 1, Buchstabe d,

c)  die Mitglieder des Geschäftsführenden 
Vorstandes.

Der Koordinierungsausschuss für Fachgremien-
arbeit ist an AuŌ räge des Hauptvorstandes 
gebunden und dem Hauptvorstand berichts-
pfl ichƟ g.
Die Aufgabe des Koordinierungsausschusses für 
Fachgremienarbeit besteht darin, Prozesse in 
der GEW anzuregen und zu unterstützen, die er-
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Richtlinien für die Arbeit der Bundesstelle für 
Rechtsschutz erlässt der Hauptvorstand.

XI. Wahlverfahren

§ 28
Das Wahlverfahren regelt eine vom Gewerk-
schaŌ stag zu beschließende Wahlordnung.

XII. Aufl ösung

§ 29
Die Aufl ösung der GEW kann nur von einem 
Ge werkschaŌ stag, der zu diesem Zweck ein-
berufen ist, beschlossen werden. Zu diesem 
Beschluss ist eine Dreiviertelmehrheit der De-
legierten erforderlich. Dieser GewerkschaŌ stag 
beschließt auch mit einfacher SƟ mmenmehr-
heit über die Verwendung des Vermögens der 
GEW.

Protokollarische Ergänzung zu § 20, Pkt. 
3 der Satzung:

Der GewerkschaŌ stag verpfl ichtet die GV-Mit-
glieder, insbesondere die, die aus dem öff ent-
lichen Dienst stammen, zur hauptamtlichen 
Ausübung ihres Mandats alle Möglichkeiten 
der Beurlaubung auszuschöpfen.

Stellungnahme des Bundesausschusses auf 
dessen Verlangen gleichzeiƟ g mit der Stel-
lungnahme des Hauptvorstandes bekannt 
geben.

2.  Die Vorsitzenden oder die stellvertretenden 
Vorsitzenden der Bundesausschüsse bzw. 
die nach § 24 Ziff . 3 gewählten Teammit-
glieder können die GEW in Angelegenhei-
ten der Fach- und Personengruppen gegen-
über den Behörden und der Öff entlichkeit 
im Einvernehmen mit dem Hauptvorstand 
vertreten.

§ 26
Innerhalb der Landesverbände können Fach- 
und Personengruppen gebildet werden.

X. Rechtsschutz

§ 27
Für den Rechtsschutz der Mitglieder besteht 
die Bundesstelle für Rechtsschutz. 
Die Bundesstelle für Rechtsschutz besteht aus 
den Leiterinnen oder Leitern der Landesstellen 
für Rechtsschutz bzw. ihren Stellvertreterinnen 
oder Stellvertretern sowie einer Leiterin oder 
einem Leiter der Bundesstelle für Rechtsschutz 
und einer stellvertretenden Leiterin oder einem 
stellvertretenden Leiter der Bundesstelle für 
Rechtsschutz, die durch die Leiterinnen oder 
Leiter der Landesstellen für Rechtsschutz 
gewählt und vom Hauptvorstand bestätigt 
werden.
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